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Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Hessisches Ausführungsgesetz 
zum Kreislauiwirlschaftsgeselz (HAKrWG)*) 

Vom 6. M.ärz 2013 
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ERSTER TEIL 
Entsorgung durch öffentlich-rechtliche 

Entsorgungsträger 

§ 1 
Öffentlich-rechtliche 
Entsorgungsträger 

(1) Öffentlich-rechtliche Entsorgungs­
träger im Sinne des § 11 Abs. 1 Satz 1 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Feb­
ruar 2012 (BGB!. I S. 212) sind die kreis­
angehörigen Gemeinden, die kreisfreien 
Städte und die Landkreise. 

(2) Die krelsangehörigen Gemeinden 
und die kreisfreien Städte haben die in 
ihrem Gebiet angefallenen und überlas­
senen Abfälle einzusammeln. Innerhalb 
ihres Gebietes obliegt die erforderliche 
Beförderung dieser Abfälle den kreisan­
gehörigen Gemeinden. A_bs. 4 bleibt un­
berührt. 

(3) Die kreisfreien Städte und Land­
kreise (Entsorgungspflichtige) haben die 
in ihrem Gebiet nach Abs. 2 eingesam­

. melten oder die in ihrem Gebiet angefal­
lenen. und ihnen angelieferten Abfälle 
nach Maßgabe des § 20 des Kreislaufwirt­
schaftsgesetzes zu verwerten oder zu be­
seitigen. · 

·(4) Die .Entsorgungspflichtigen haben 
ferner Kleinmengen gefährlicher Abfälle 
getrennt einzusammeln, zu.befördern und 
zu entsoigen. Je Sammlung oder Sam­
meltag darl ein Abfallbesitzer höchstens 
100 Kilogramm anliefern. Bei Kleinmen­
gen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen können die Ent­
sorgungspflichtigen die angelieferte Men­
ge auf 500 Kilogramm je Abfallerzeuger 
und Jahr begrenzen; von diesen Abfaller­
zeugern können Gebühren erhoben wer-
den. · 

(5) Zur Erfüllung der Aufgaben nach 
Abs. 2 bis 4 haben die öffentlich-rechtli­
chen Entsorgungsträger die notwendigen 
Sammelsysteme, Einrichtungen und· An­
lagen zu schaffen oder bereitzuhalten. 
Die Sammlung von Kleinmengen nach 
Abs, 4 ist durch ein angemessenes Netz 
von ortsfesten oder mobilen Sammelstel­
len sicherzustellen, das jedem Abfallbe-
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sitzer· die Abgabe der Kleinmengen min­
destens zweimal im Jahr ermöglicht. Für 
die Errichtung und den Betrieb von Sam­
melstellen nach Satz 2 gelten die Anfor­
derungen der nach § 20 Abs. 3 Satz 1 
Nr. 2 der Gefahrstoffverordnung · vom 
26. November 2010 (BGB!. I S. 1643, 
1644), geändert durch Gesetz vom 28. Juli 
2011 (BGB!. I S. 1622), aufgestellten Tech­
nischen Regeln für Gefahrstoffe - TRGS 
520 „Enichtung und Betrieb von Sammel­
stellen und Zwischenlagern für Kleinmen­
gen gefährlicher Abfälle" (GMBI. 2012 
s. 102). 

(6) Die öffentlich-rechtlichen Entsor­
gungsträger regeln durch Satzung 

1. den Anschluss der Grundstücke an die 
Sammelsysteme, Einrichtungen und 
Anlagen zur Abfallentsorgung und de­
ren Benutzung und 

2. unter welchen Voraussetzungen, in 
welcher Weise, an welchem Ort und zu 
welcher Zeit ihnen die Abfälle zu 
überlassen sind, 

Dabei kann ein Mindestbehältervolumen 
oder eine Mindestanzahl von Einsamm­
lungen festgelegt werden. 

§2 

Wild lagernde Abfälle 

Für das Zusammentragen und Bereit­
stellen von Abfällen, die auf tatsächlich 
frei zugänglichen Flächen widerrechtlich 
lagern ··und an denen kein Besitz im Sinn~ 
des § 3 Abs. 9 des Kreislaufwirtschaftsge­
setzes besteht (wild lagernde Abfälle), ist 
die Verursacherin oder der Verursacher 
der Lagerung oder der nach sonstigem 
Recht zum Zusammentragen und Bereit­
stellen verpflichtete Dritte verantwortlich. 
Soweit Maßnahmen gegen die Verursa­
cherin oder den Verursacher nicht mög­
lich sind und nach sonstigem Recht auch 
kein Dritter verantwortlich ist, sind die 
kreisangehörigen Gemeinden und kreis­
freien Städte neben ihren Aufgaben nach 
§ 1 zum Zusammentragen und Bereitstel­
len der wild lagernden Abfälle verpflich­
tet. Im Falle des Satz 2 können die kreis­
angehörigen Gemeinden Und kreisfreien 
Städte von der Verursacherin oder dem 
Verursacher Ersatz der entstandenen Kos­
ten, einschließlich derjenigen für die wei­
tere Entsorgung, verlangen. 

§3 

Kraftfahrzeuge ohne Kennzeichen 

Liegen die Voraussetzungen des § 20 
Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Kreislaufwirt­
schaftsgesetzes vor, sind die kreisangehö­
rigen Gemeinden und die kreisfreien 
Städte zur Anbringung einer Aufforde­
rung nach § 20 Abs. 3 Nr. 3 des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes verpflichtet. 

§4 

Kommunale Zusammenarbeit 

Die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gimgsträger können sich zur Erfüllung ih-

rer Aufgaben der . Formen kommunaler 
Gemeinschaftsarbeit nach Maßgabe des 
Gesetzes über kommunale Gemein­
schaftsarbeit vom 16. Dezember 1969 
(GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBI. I 
S. 786), auch dann bedienen, wenn nach 
§ 1 Abs. 2 bis 5 die Zuständigkeit nicht al­
ler Beteiligten gegeben· ist. 

§5 

• Gebühren 

(1) Die öffentlich-rechtlichen Entsor­
gungsträger können zur Deckung der 
Kosten der Abfallentsorgung nach den 
Vorschriften des Gesetzes über kom­
munale Abgaben vom 17. März 1970 
(GVBI. I S, 225), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 31. Januar 2005 (GVBI. I 
S. 54)i Gebühren erheben. Zu den ansatz­
fähigen Kosten der Abfallentsorgung ge­
hören alle Aufwendungen für die von den 
öffentlich-rechtlichen Entso:tgungsträgem 
selbst oder in ihrem Auftrag wahrgenom­
menen abfallwirtschaftlichen Aufgaben. 
Die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ­
ger können die Erhebung der Gebühren 
untereinander durch Vereinbarung gegen 
Kosterierstattung übertragen. 

(2) Abweichend von Abs. 1 Satz 1 ha­
ben die öffentlich-rechtlichen Entsor­
gungsträger für· tjie Ablagerung von Ab­
fällen auf-einer Deponie oder für Entsor­
gungsleistungen, die die Ablagerung um­
fassen, Gebühren zu erheben, die alle 
Kosten für die Errichtung und den Betrieb 
der Deponie abdecken müssen. Zu diesen 
_Kosten zählen auch die Aufwendungen 
für eine vom öffentlich-rechtlichen Ent­
sorg'ungsträger z;u leistende Sicherheit 
oder für ein zu erbringendes gleichwerti­
ges Sicherungsmittel sowie die Zufüh­
rung von Rücklagen für die vorhersehba­

. ren späteren Kosten der Stilllegung und 
· der Nachsorge für einen Zeitraum von 
mindestens 30 Jahren. Satz 1 und 2 gelten 
entsprechend für Langzeitlager nach § 2 
Nr. 19 der Deponieverordnung vom 
27. Aprll 2009 (BGB!. I S, 900), zuletzt ge­
ändert ·durch Gesetz vom 24. Februar 
2012 (BGB!. I S. 212), 

(3) Soweit die öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträger während der Betriebs­
phase der Deponie keine ausreichenden 
Rücklagen für die Kosten der Still~egung 
und der Nachsorge der Deponie gebildet 

• haberi, können diese Kosten in einem 
Übergangszeitraum bis zum 31. Dezem­
ber 2017 auch nach Stilllegung der Depo­
nie in die Abfallgebühren einbezogen 
werden. Satz 1 gilt nur für Deponien, die 
nach dem 1. Januar 2003 stillgelegt wor­
den sind. 

§6 

·Rechtsaufsicht 

Kommt ein öffentlich-rechtlicher Ent­
sorgungsträger einer Anfgabe oder Pflicht 
als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträ­
ger mit Ausnahme der Gebührenerbe-
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bung nicht nach, stellt die Abfallbehörde 
die Pflichtverletzung fest. Satz 1 gilt ent­
sprechend, sofern kreisangehörigen Ge­
meinden, kreisfreien Städten, Landkrei­
sen oder ZweckveTbänden Aufgaben 
nach den Vorschriften des Gesetzes über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit übertra­
gen worden sind. 

ZWEITER TEIL 

Durchführung der Abfallentsorgung 

§1 
Pflichten der öffentlichen Hand 

(1) Die Behörden des Landes, die Ge­
meinden, die Landkreise sowie die der 
Aufsicht des Landes unterstehenden Kör­
perschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts (öffentliche Hand) tra­
gen in ihrem gesamten Wirkungskreis zur 
Förderung der Kreislaufwirtschaft bei. Sie 
haben bei der Gestaltung von Arbeitsab­
läufen, der Beschaffung oder Verwen­
dung von Material und Gebrauchsgütern, 
bei Bauvorhaben und bei der Erteilung 
von Aufträgen Erzeugnissen den Vorzug 
zu geben, die 

1. mit Rohstoff schonenden oder abfallar­
men Produktionsverfahren hergestellt 
sind, 

2. durch Vorbereitung zur Wiederver­
wendung oder durch Recycling aus 
Abfällen hergestellt worden sind, 

3. langlebig und reparaturfreundlich 
sind; 

4. im Vergleich zu anderen Erzeugnissen 
zu weniger oder schadstoffärmeren 
Abfällen führen oder 

5, sich nach Gebrauch in besonderem 
Maße zur umweltverträglichen, insbe­
sondere energiesparenden Wiederver­
wendung oder zum Recycling eignen, 

sofern diese mindestens im gleichen Ma­
ße wie andere Erzeugnisse für den vorge­
sehenen VerwendungszweCk geeignet 
sind und keine unzumutbaren Mehrkos­
ten verursachen. 

(2) Die öffentliche Hand wirkt darauf 
hin, dass die Gesellschaften des privaten 
Rechts, an denen sie beteiligt ist, die Ver­
pflichtungen nach Abs. 1 beachten. 

(3) Soweit die öffentliche Hand Eiu­
richtungen oder Grundstücke für Veran­
staltungen zur Verfügung stellt, -sollen die 
Veranstalterinnen und Veranstalter ver­
pflichtet werden, wieder verwendbare Er­
zeugnisse einzusetzen. 

§8 

Abfallwirtschaftskonzepte 
und Abfallbilanzen 

(1) Die Entsorgungspflichtigen nach 
§ 1 Abs, 3 haben Abfallwirtschaftskon­
zepte nach Abs. 2 und Abfallbilanzen 
nach Abs. 3 zu erstellen und der Abfall­
behörde vorzulegen. 

(2) Das Abfallwirtschaftskonzept hat 
zu enthalten: 

1. Angaben über Art, Menge und Ver­
bleib der zu verwertenden oder zu be­
seitigenden Abfälle, 

2. eine Darstellung der getroffenen und 
geplanten Maßnahmen zur Verwer­
tung oder zur Beseitigung der Abfälle, 

3. eine Begründung der Notwendigkeit 
der Abfallbeseitigung, insbesondere 
Angaben zur mangelnden Verwert­
barkeit aus den in § 7 Abs. ·4 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes genann­
ten Gründen, 

·4, eine Darlegung der vorgesehenen Ent­
sorgungswege für die nächsten sechs 
Jahre einschließlich der Angaben zur 
not:wendigen Standort- und Anlagen­
planung sowie ihrer zeitlichen Abfolge 
und 

5, eine gesonderte Darstellung der Abfäl­
le nach Nr. 1, die außerhalb der Bun­
desrepublik verwertet oder beseitigt 
werden sollen. 

Bei der Erstellung des Abfallwirtschafts­
konzepts sind dte Vorgaben für Abfall­
wirtschaftspläne nach § 30 des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes zu berücksichtigen. 
Das Abfallwirtschaftskonzept ist alle 
sechs Jahre fortzuschreiben1 soweit die 
Abfallbehörde im Einzelfall nichts ande­
res bestimmt. 

(3) In der Abfallbilanz sirtd die Art, die 
Menge, der Anfall und der Verbleib der 
im Bilanzzeitraum verwerteten oder be­
seitigten Abfälle anzugeben. Soweit die 
Verwertung oder Beseitigung außerhalb 
der Bundesrepublik erfolgt ist, hat eine 
gesonderte Darstellung zu erfolgen. So­
weit Abfälle beSeitigt werden, ist die 
mangelnde Verwertbarkeit dieser Abfälle 
zu begründen, Die Abfallbilanz ist für je­
des Kalenderjahr zu erstellen und jeweils 
bis zum 1. April des folgenden Jahres vor­
zulegen. Die Abfallbehörde kann die Vor­
lagefrist im Einzelfall verlängern. 

(4) Durch Rechtsverordnung können 
nähere Anforderungen an Form und In­
halt der nach Abs. 2 und 3 vorzulegenden 
Unterlagen bestimmt sowie Ausnahmen 
für bestimmte Abfallarten von den in 
Abs. 2 und 3 genannten Pflichten zuge­
lassen werden, 

§9 

Abfallwirtschaftsplan 

(1) Das für die Kreislauf- und Abfall­
wirtschaft zuständige Ministerium stellt 
im Benehmen mit der obersten Landes­
planungsbehörde den Landesabfallwirt­
schaltsplan nach den § § 30 bis 32 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes auf. Es kann 
sich bei der Aufstellung nachgec;irdneter 
Dienststellen und geeigneter Dritter be­
dienen. Der Abfallwirtschaftsplan kann iu 
sachlichen und räumlichen Teilplänen 
aufgestellt werden. 

(2) Neben den iu § 31 Abs. 2 des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes Genannten sind 
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bei der Aufstellung des Abfallwirtschafts­
planes, soweit ihre Belange berührt sind, 
zu beteiligen: 

1. die Betreiber zugelassener Abfallbe­
seitigungsanlagen, 

2. die kommunalen Spitzenverbände, 

3. die· Verbände der Abfall erzeugenden 
und, Abfall entsorgenden Wirtschaft 
und 

4. Naturschutzvereinigungen, die nach 
§ 63 des Bundesnaturschutzgesetzes 
vom 29, Juli 2009 (BGB!. I S. 2542), zu­
letzt geändert durch Gesetz vom 
6. Februar 2012 (BGB!. I S. 1,18), aner­
kannt sind. 
(3) Die Landesregierung stellt die Aus­

weisungen des Abfallwirtschaftsplanes 
nach Maßgabe des § 30 Abs. 4 des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes durch Rechtsver­
ordnung allgemein verbindlich fest. 

(4) Die Abfallbehörde hat auf Antrag 
Ausnahmen von den Festlegungen des 
Abfallwirtschaftsplans zuzulassen, wenn 
dies mit den Zielen und Grundsätzen des 
Planes vereinbar ist und das Wohl der All­
gemeinheit nicht entgegensteht. Die Zu­
lassung einer Ausnahme bedarf der Zu­
stimmung des für die Kreislauf- und Ab­
fallwirtschaft zuständigen Ministeriums, 
das das Benehmen der obersten Landes­
planungsbehörde einzuholen hat, wenn 
Belange der Raumordnung und Landes­
planung berührt sind. Das Verfahren nach 
Satz 1 gilt nicht bei grenzüberschreiten­
den Abfallverbringungen, 

§ 10 

Aufwendungsersatz für 
Entschädigungsleistungen bei 

Vorarbeiten 

Leistet die Abfallbehörde nach § 34 
Abs. 3 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
Entschädigung für Maßnahmen nach § 34 
Abs, 1 oder 2 des Kreislaufwirtschaftsge­
setzes, kann sie von dem Träger des ge­
planten Vorhabens Ersatz ihrer Aufwen­
dungen verlangen. 

(1) Ab 

§ 11 

Veränderungssperre 

1. dem Beginn der Auslegung der Pläne 
im Planfeststellungsverfahren oder des 
Antrags und der Unterlagen im Ge­
nehmigungsverfahren nach § 10 des 
Bundes-.Immissionsschutzgesetzes in 
der Fassung vom 26. September 2002 
(BGB!. I S. 3830), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 27. Juni 2012 
(BGB!. I S. 1421), oder 

2. der Bestimmung der Einwendungsfrist 
in den Fällen des § 73 Abs. 3 Satz 2 
oder Abs. 4 Satz 2 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes 

für eine öffentlich zugängliche Abfallver­
wertungs- oder Abfallbeseitigungsanlage 

dürfen bis zum Abschluss des Verfahrens 
auf den betroffenen Flächen keine Verän­
derungeil durchgeführt werden, die de­
ren Wert wesentlich steigern oder die Er­
richtung der Anlage erheblich erschwe­
ren. Veränderungen, die auf rechtlich zu­
lässige Weise vorher begonnen wurden, 
Unterhaltungsarbeiten und die Fortfüh­
rung einer bisher rechtmäßig ausgeübten 
Nutzung werden hiervon nicht berührt. 

(2) Ab Beginn der Auslegung der Plä­
ne im Raumordnungsverfahren kann die 
Abfallbehörde für die von der geplanten 
öffentlich zugänglichen Abfallverwer­
tungs- oder Abfallbeseitigungsanlage be­
troffenen Flächen eine Veränderungs­
sperre anordnen, wenn diese zur Siche­
rung des Standorts erforderlich ist. Abs. 1 
gilt entsprechend. 

(3) Dauert die Veränderungssperre 
länger als vier Jahre, so können die Ei­
gentümerinnen und Eigentümer und die 
sonst zur Nutzung Berechtigten für die 
dadurch entstandenen Vermögensnach­
teile vom Träger der Abfallverwertungs­
ader Abfallbeseitigungsanlage eine ange­
messene Entschädigung in Geld verlan­
gen. Die .-Eigentümerinnep. und Eigentü­
mer können ferner die Ubemahme der 
von dem Plan beb'offenen Flächen vom _ 
Träger der Abfallverwertungs- oder Ab­
fallbeseitigungsanlage verlangen, wenn 
es ihnen niit Rücksicht auf die Verände­
rungssperre wirtschaftlich nicht zuzumu­
ten ist, die Grundstücksflächen in der bis­
herigen oder in einer anderen zulässigen 
Art zu nutzen. Kommt eine Einigung über 
die Übernahme nicht zustande, so können 
die Eigentümerinnen und Eigentümer das 
Enteignungsverfahren beantragen. Die 
Entscheidung über den Antrag !rillt die 
Enteignungsbehörde, 

(4) Zur Sicherung der Planung neuer 
oder der geplanten Erweiterung beste­
hender ö!lentlich zugänglicher Abfallbe­
seitigungsanlagen kann die A.bfa\lbehör­
de auf der Grundlage des allgemein ver­
bindlich festgestellten Landesabfallwirt­
schaftsplanes Planungsgebiete festlegen. 
Für diese gelten Abs. 1 und 3 entspre­
chend. Die Festlegung ist auf höchstens 
zwei Jahre zu befristen. Sle ist in den Ge­
meinden, deren Gebiet betroffen wird, 
auf ortsübliche Weise bekannt zu ma­
chen. Mit der Bekanntmachung tritt die 
Festlegung in Kraft. Planungsgebiete sind 
in Karten einzutragen, die in den Ge­
meinden während der Geltungsdauer der 
Festlegung zur Einsicht auszulegen sind. 

(5) Die Festlegung tritt mit Beginn der 
Auslegung der Pläne im Planfeststel­
lungsverfahren oder des Antrags und der 
Unterlagen im Genehmigungsverfahren 
nach § 10 des Bundes-Immissionsschutz­
gesetzes oder mit der Bestimmung der 
Einwendungsfrist in den Fällen des § 73 
Abs. 3 Satz 2 oder Abs, 4 Satz 2 des Ver­
waltungsverfahrensgesetzes außer Kraft. 
Ihre Dauer ist auf die Vierjahresfrist nach 
Abs, 3 Satz 1 anzµrechnen. 

(6) Die Abfallbehörde kann im Einzel­
fall Ausn'ahmen von einer Veränderungs­
sperre nach den Abs. 1, 2 oder 4 zulassen, 
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wenn keine überwiegenden öffentlichen 
Belange entgegenstehen und die Einhal­
tung der Veränderungssperre zu einer 
nicht beabsichtigten Härte führen würde. 

§ 12 
Enteignungsrechtliche Vorwirkung 

fu dein Planfeststellungsvertahren für 
eine Deponie nach § 35 Abs. 2 des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes kann die Abfall­
behörde mit 1 bindender Wirkung für das 
Enteignungsverfahren zugleich entschei­
den, ob die Deponie dem ·Wohl der Allge­
meinheit im Sinne des Hessischen Enteig­
nungsgesetzes vom 4. April 1973 (GVBI. I 
S. 107), geändert durch Gesetz vom 
6. September 2007 (GVBl. I S. 548), dient. 

§ 13 
Bauprodukte und Bauarten, Abnahme 

(1) Unbeschadet der Rechtsverordnun­
gen nach den§§ 16 und 43 des Kreislauf­
wirtschaftsgesetzes gelten für Bauproduk­
te und Bauarten,· die bei dem Bau, dem 
Betrieb und der Änderung von Deponien 
verwendet oder angewendet werden, die 
§ § 16 bis 24 der Hessischen Bauordnung 
in der Fassung vom 15, Januar 2011 
(GVBl. I S, 46, 180) entsprechend. 

(2) Deponien und deren Änderungen, 
die einer Planfeststellung oder Genehmi­
gung bedürfen, unterliegen der Abnahme 
durch die Abfallbehörde. Die Abnahme 
kann sowohl abschnittsweise je' nach 
Baufortschritt erfolgen als auch auf Teile 
des Vorhabens beschränkt werden. Der 
Träger des Vorhabens hat den Beginn der 
Ausführung und die Fertigstellung des 
Vorhabens oder voh Teilen des Vorhabens 
der Abfallbehörde rechtzeitig vor der Ab­
nahme anzuzeigen. 

§ 14 
Eigenkontrolle von Deponien 

(1) Durch Rechtsverordnung kann hin­
sichtlich der nach der Deponieverord­
nung durchzuführenden Eigenkontrollen 
der Deponiebetreiber geregelt werden, 

1. welche Messungen und Kontrollen 
nach § 12 Abs. 3 der Deponieverord­
nung in welchen Bereichen und in 
welchen Zeitabständen durchzuführen 
und wie die Ergebnisse auszuwerten 
sind, 

2. dass bestimmte Messungen und Kon­
trollen nach Nr. 1 von staatlichen oder 
staatlich anerkannten Stellen durchzu­
führen sind; dabei' können auch die 
Voraussetzungen und das Verfahren 
der staatlichen Anerkennung bestimmt 
werden, 

3. wie und in welchem Umfang die Ab­
fallbehörde nach § 12 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 1 der Deponieverordnung zu infor-
mieren ist, , 

4. welche Anforderungen die Jahresbe­
richte nach § 13 Abs. 5 der Deponie­
verordnung zu erfüllen haben, in wel­
cher Form diese der Abfallbehörde 
vorzulegen und wie diese der Öffent­
lichkeit zugänglich zu machen sind. 

(2) Die Eigentümerinnen, Eigentümer -
und Nutzungsberechtigten von Grundstü­
cken_ im Einwirkungsbereich der Deponie 
sind verpflichtet, die nach § 12 Abs. 2 und 
3 der Deponieverordnung erforderlichen 
Maßnahmen zu dulden und den Zugang 
zu den Grundstücken zu ermöglichen. 
Der Betreiber der Deponie hat hierdurch 
verursachte Schäden zu beseitigen oder 
auf Verlangen in Geld auszugleichen. 

§ 15 
Überwachung 

(1) Die Abfallbehörden haben darüber 
zu wachen, dass die abfallrechtlichen 
Vorschriften und die aufgrund dieser Vor­
schriften auferlegten Verpflichtungen er­
füllt werden, und haben insoweit Gefah­
ren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung abzuwehren; bei Kontrollen im 
öffentlichen Straßenverkehr oder des 
Schiffsverkehrs auf Wasserstraßen und in 
Häfen sind auch die Polizeibehörden für 
die Überwachung zuständig. 

(2) Die Abfallbehörden können zur 
Wahrnehmung dieser Aufgaben im Rah­
men ihrer sachlichen Zuständigkeit die 
erforderlichen Maßnahmen trefferi. Die 
Vofschriften des Hessischen Gesetzes 
über die öffentliche Sicherheit und Ord"' 
nung in der Fassung vom 14, Januar 2005" 
(GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. Dezember 2009 (GVBI. I 
S. 635), finden ergänzend Anwendung. 

(3) Anordnungen aufgrund des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes und dieses Geset­
zes können gegen juristische Personen 
des öffentlichen Rechts nach den Vor­
schriften des Hessischen Verwaltungs­
vollstreckungsgesetzes in der Fassung 
vom 12. Dezember 2008 (GVBI. 2009 I 
S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29, November 2010 (GVBI. I S. 421), voll­
streckt werden, soweit die Anordnungen 
nicht Pflichten und Aufgaben betreffen, 
die in ihrer Eigenschaft als öffentlich­
rechtlicher Entsorgungsträger begründet 
sind. 

(4) Die Befugnisse anderer Behörden 
bleiben unberührt. 

§ 16 
Sachverständige 

(1) Die Abfallbehörden können im 
Rahmen von abfallrechtlichen Zulas­
sungsverfahren, von Überwachungen 
nach § 15 Abs. 1 und 2 und von Abnah­
men nach § 13 Abs. 2 Sachverständige 
hinzuziehen. Diese gelten als Beauftragte 
der zuständigen Behörde im Sinne des 
§ 47 Abs. 3 des Kreislaufwirtschaft$geset­
zes. 
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(2) Wer ein~. Zulassung beantragt oder 
die Kosten für Uberwachungsmaßnahmen 
nach § 15 Abs. 1 und 2 zu tragen hat, hat 
die Vergütung für Sachverständige als 
Auslagen zu erstatten, soweit deren Be­
auftragung unter Berücksichtigung der 
fachlichen Kenntnisse und besonderer 
Scpwierigkeiten der Begutachtung, Prü­
fung und Untersuchung erforderlich ist. 

(3) Sachverständige können darüber 
hinaus mit Einwilligung und auf Kosten 
desjenigen, der ein Zulassungsverfahren 
beantragt, herangezogen werden, wenn 
zu erwarten ist, da:ss hierdurch das Zulas­
s~gsverfahren beschleunigt wird. 

§ 17 

Datenverarbeitung 

(1) Die für die in Satz 2 genannten 
Zwecke notwendigen personenbezoge­
nen Daten dürfen von 

1. den Abfall-, Altlasten-, Immissions­
schutz- und Wasserbehörden, 

2. dem Landesamt Jür Umwelt und Geo­
logie, 

3. den öffentlich-rechtlichen Entsor­
gungsträg~m sowie 

4. a} den Zweckverbänden, 

b) den Gemeinden, 

c) den Verbänden nach § 72 Abs. 1 
•des Kreislaufwirtschaftsgesetzes in 
Verbindung mit § 17 Abs. 3 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallge­
setzes in der bis zum 31. Mai 2012 
geltende:p. Fassung und 

d) Dritten nach § 72 Abs. 1 des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes in Verbin­
dung mit § 16 Abs. 2 des Kreislauf­
wirtschafts- und Abfallgesetzes in 
der bis zum 31. Mai 2012 geltenden 
Fassung, 

soweit diese Aufgaben nach diesem 
Gesetz und dem Kreislaufwirtschafts­
gesetz als eigene Pflichten erfüllen, 

erhoben und verarbeitet werden. Zwecke 
nach Satz 1 sind: 

1. Überwachung und Durchführung der 
Abfallentsorgung, 

2. Durchführung der Abfallwirtschafts­
planung, 

3. Durchführung von Anzeige-, Geneh­
migungs-, Planfeststellungs- und sonsti­
gen 4,ulassungsverfahren, die im Zu­
sammenhang mit deri Zwecken nach 
Nr. 1 und 2 stehen. 

Soweit die Überwachungs- und Kontroll­
befugnisse nach den unmittelbar gelten­
den Rechtsvorschriften der Europäischen 
Union Sowie den Bundes- und Landesge­
setzen im· Bereich der Abfallwirtschaft, 
diesem Gesetz und den aufgrund dieser 
Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen 
nicht abschließend geregelt sind, ist eine 
Erhebung personenbezogener Daten 
auch ohne Kenntnis des Betroffenen zu­
lässig, wenn aridernfalls die Erfüllung der 

Aufgaben für die in Satz 2 genannten 
Zwecke gefährdet würde. Die zu einem 
der in Satz 2 genannten Zwecke verarbei­
teten personenbezogenen Daten dürfen 
auch ohne Vorliegen der Voraussetzun­
gen des § 13 Abs. 2 des Hessischen Da­
tenschutzgesetzes in der Fassung vom 
7. Januar 1999 (GVBI. I S. 98), geändert 
durch Gesetz vom 20. Mai 2011 (GVBl. I 
S. 208), zu jedem anderen in Satz 2 ge­
nannten Zweck weiterverarbeitet werden. 

(2) Im Übrigen bleiben die Vorschriften 
des Hessischen Datenschutzgesetzes un­
berührt. 

DRITTER TEIL 

Zuständigkeiten 

§ 18 

Abfallbehörden 

Abfallbehörden sind . 

1. das für die Kreislauf- und Abfallwirt­
schaft zuständige Ministerium, 

2. das Regierungspräsidium und 

3. in den Fällen des § 20 Abs. 1 Satz 1 
der Gemeindevorstand oder der Ma­
gistrat. 

§ 19 
Sachliche Zuständigkeit 

(1) Zuständige Behörde zur Ausfüh­
rung der unmittelbar geltenden Rechts­
vorschriften der Europäischen Union, der 
Bundesgesetze im Bereich der Abfallwirt­
schaft einschließlich _der Anerkennungen 
nach § 56 Abs. 6 Satz 2 des Kreislaulwirt­
schaftsgesetzes, dieses Gesetzes und der 
aufgrund dieser Gesetze erlassenen 
Rechtsverordnungen ist das Regieru.ngs­
präsidium, soweit nachfolgend nichts an­
deres bestimmt ist. Bei der Durchführung 
von Planfeststellungsverfahren ist es An­
hörungs- und Planfeststellungsbehörde. 
Sollen Abfälle unter Tage oder in Verbin­
dung mit einem der Bergaufsicht unterlie­
genden laufenden Betrieb über Tage ent­
sorgt werden, . entscheidet das Regie­
rungspräsidium als Bergbehörde. 

(2) Abweichend von Abs. 1 ist das Re­
gierungspräsidium Darmstadt zuständig 
für die 

1. Anerkennung der Lehrgänge nach 

a) § 3 Abs. 1 Nr. 2 der Beförderungser­
laubnisverordnung vom 10. Sep­
tember 1996 (BGB!. I S. 1411, 1997 I 
S. 2861), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGB!. I S. 212), 

b) § 4 Nr. 2 der Deponieverordnung, 

2. Anzeigen nach § 53 Abs. 1 Satz 1 und 
Erlaubnisse nach § 54 Abs. 1 Satz 1 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, wenn 
die Sammlerin, der Sammler, die Be­
förderin, der Beförderer, die Händlerin, 
der Händler, die Maklerin oder der 



86 Nr. 4 - Gesetz- und Verordnungsblatt für das LandHess~n-11. März 2013 

Makler keinen Hauptsitz oder keine 
Niederlassung in der Bundesrepublik 
hat, 

3. Entscheidungen nach § 56 Abs. 5 
Satz 3 uud Abs. 6 Satz 2 sowie die 
Maßnahmen aufgrund der nach § 57 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes erlas­
sen_en Rechtsverordnung, 

4. Überwachung der Stoffverbote nach 
· § 5 Abs, 1 des Elektro- und Elektronik­
gerätegesetzes vom 16. März 2005 
(BGB!. I S. 762), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGB!. I 
s. 212). 

§ 20 

Abfallrechtliche Zuständigkeiten 
der Gemeinden 

(1) Abweichend von § 19 Abs. 1 ist in 
Gemeinden der Gemeindevorstand, in 
Städte11 der Magistrat für die abfallrecht­
liche Uberwachung von Abfällen außer­
halb von Deponien sowie außerhalb v_on 
sonstigen zulassungs- oder genehmi­
gungsbedürftigen Anlagen zuständig, so­
weit die Ablälle ausschließlich gelagert 
oder abgelagert werden, Ausgenommen 
von Satz 1 sind die Aufgaben nach den 
§§ 49 bis 52 des Kreislaufwirtschaftsge­
setzes in Verbindung mit der Nach­
weisverordnung vom 20. Oktober 2006 
(BGB!. I S. 2298), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Februar 2012 (BGB!. I 
S. 212), nach den unmittelbar geltenden 
Rechtsvorschriften der Europäischen Ge­
meinschaft im Bereich der Abfallwirt­
schaft sowie dem Abfallverbringungsge­
setz vom 19. Juli 2007 (BGB!. I S, 1462), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Februar 2012 (BGB!. I S. 212). 

(2) In den Fällen des Abs. 1 Satz 1 ist 
der Gemeindevorstand oder der Magistrat 
zugleich Widerspruchsbehörde. 

(3) Abweichend von Ahs. 1 ist das Re­
gierungspräsi9,ium zuständig, wenn 

1. die Gemeinde oder die kreisfreie Stadt 
oder 

2. eine Gesellschaft oder Vereinigung mit 
eigener Rechtspersönlichkeit, an der 
die Gemeinde oder die kreisfreie Stadt 
mehrheitlich beteiligt ist, 

die Lagerung oder Ablagemng nach Abs. 1 
Satz 1 verursacht hat. 

(4) Die Aufgaben nach Abs. 1 Satz 1 
werden den Gemeinden und den kreis­
freien Städten zur Erfüllung nach Wei­
sung übertragen, Weisµngen kann das für 
die Kreislauf- und Abfallwirtschaft zu­
ständige Ministerium im Rahmen der 
Fachaufsicht erteilen. Die Weisungen sol­
len sich auf allgemeine Anordnungen be­
schränken und in der Regel nicht in die 
Einzelausführung eingreifen. 

(5) Verwaltungskosten, Geldbußen 
und Zwangsgelder, die durch Bescheid 
des Gemeindevorstandes oder des Magis­
trats im Falle der Aufgabenwahrnehmung 
nach Abs. 1 und § 25 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 

festg'esetzt worden sind, fließen der je­
weiligen Gemeinde zu. Satz 1 gilt auch 
für erhobene Verwarnungsgelder. 

§ 21 

Örtliche Zuständigkeit 

(1) Die örtliche Zuständigkeit richtet 
sich 

1. für die Zulassung1 Übeiwachung und 
Stilllegung von Deponien nach deni 
Standort der Anlage, 

2. für die· Überwachung Stoffbezogener 
Anforderungen in Bezug auf die Ent-· 
sorgung in Anlagen nach dem Stand- . 
ort der Anlage, 

3, für Maßnahmen nach den unmittelbar 
geltenden Rechtsvorschriften der Eu­
ropäischen Gemeinschaft im Bereich 
der Abfallwirtschaft sowie dem Ablall­
verbringungsgesetz bei Abfallverbrin­
gungen 

a) in den Geltungsbereich dieses Ge­
setzes nach dem Ort, an dem die 
Abfälle erstmals behandelt, gela­
gert oder abgelagert werden sollen, 

b) aus dem Geltungsbereich dieses 
Gesetzes nach dem Ort, an dem die 
Beförderung beginnt, 

4. nach dem Ort des Anfallens der Abfäl­
le, soweit sich aus Nr. 1 bis 3 nichts an­
deres ergibt. 

(2) Ist io derselben Sache die örtliche 
Zuständigkeit mehrerer Abfallbehörden 
begründet oder ist es zweckmäßig, eine 
Angelegenheit in benachbarten Zustän­
digkeitsbezirken einheitlich zu regeln, 
kann die gemeinsame nächsthöhere Ab­
fallbehörde die zuständige Abfallbehörde 
bestimmen. 

§ 22 

Hessisches Landesamt für Umwelt 
und Geologie 

(1) Dem Hessischen Landesamt für 
Umwelt und. Geologie obliegen folgende 
Aufgaben: 

1. Sammlung und Auswertung von Ab­
falldaten, insbesondere zur Erfüllung 
von Berichtspflichten gegenüber der 
Europäischen Union, 

2, Führen eines Emissionskatasters auf 
der Grundlage der ausgewerteten Jah­
resberichte nach § 13 Abs. 5 der Depo­
nieverordnung. 

Darüber hinaus nimmt das Hessische 
Landesamt für Umwelt und Geologie 
übergeordnete fachliche Aufgaben der 
Abfallwirtschaft nach Weisung des für die 
Kreislauf- und Abfallwirtschaft zuständi­
gen Ministeriums wahr. 

(2) Die Ahfallbehörden werden in Ein­
zelfällen bei der Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben durch das Hessische Landesamt 
für Umwelt und Geologie unterstützt, so-
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weit dies unter Berücksichtigung spezifi­
scher Fachkenntnisse und besonderer 
Schwierigkeiten der Begutachtung, PIÜ­
fung und Untersuchung erforderlich ist. 
Das Hessische Landesamt für Umwelt 
und Geologie entwickelt dabei fachliche 
Grundsätze und wirkt auf deren einheitli­
che Anwendung hip.. 

§ 23 
Hessisches Landeslabor 

(1) Das Hessische Landeslabor führt 
übergeordnete wissenschaftlich-fachliche 
Laboruntersuchungen und Aufgaben im 
Bereich der Abfallanalytik nach Weisung 
des für die Kreislauf- und Abfallwirtschaft 
zuständigen Ministeriums durch und un­
terstützt die Abfallbehörden bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Bereich 
der Untersuchung von Abfällen. 

(2) Das Hessische Larideslabor prüft 
die Kompetenz von Prüflaboren und 
Messstellen und erteilt -Kompetenznach­
weise als Kompetenzfeststellungsstelle für 
Zulassungen einschließlich Benennungen 
von Untersuchungsstellen - nach dem 
Kreislaufwirtschaftsgesetz und nach den 
aufgrund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen. 

§ 24 
Übertragung von Zuständigkeiten 

Die Zuständigkeiten können im Ein­
vernehmen mit der Ministerin oder dem 
Minister des Innern durch Rechtsverord­
nung abweichend von den §§ 18 bis 23 
geregelt werden. Die Landesregierung 
wird ermächtigt, durch Recht~verordnung 
bestimmte Aufgaben nach § 19 Abs, 1 auf 
die Landkreise und die kreisfreien Städte 
zur Erfüllung nach Weisung zu übertra­
gen. In diesen Fällen sollen sich die Wei­
sungen auf allgemeine Anordnungen be­
schränken und in der Regel nicht in die 
Einzelausführung eingreifen. Soweit ein 
Landkreis oder eine kreisfreie Stadt selbst 
Unternehmerin oder unmittelbar Betroffe­
ne einer Anordnung ist, nimmt das Regie­
rungspräsidium die Aufgaben der zustän­
digen Behörde wahr; das Gleiche gilt, 
Wenn der Landkreis oder die kreisfreie 
Stadt an einer Gesellschaft oder Vereini­
gung mit eigener Rechtspersönlichkeit 
mehrheitlich beteiligt ist. 

VIERTER TEIL 

Schlussvorschriften 

§ 25 
Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnuugswidrig handelt, wer vor­
sätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 11 Abs. 1 Satz 1, auch in 
Verbindung mit Abs. 2 oder 4 Satz 1 

und 2, Veränderungen vornimmt, die 
die Errichtung einer Abfallverwer­
tungs- oder Abfallbeseitigungsanlage 
erheblich erschweren, 

2. einer Rechtsverordnung nach § 14 
Abs. 1 zuwiderhandelt, soweit sie für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Bußgeldvorschrift verweist, 

3. einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 15 Abs. 2 Satz 1 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnuugswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Euro geahndet werden, 

(3) Zuständige Verwaltuugsbehörde 
für die Verfolgrmg und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten nach 

1. Abs. 1, 

2. § 69 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung, 

3. § 18 des Abfallverbringungsgesetzes 
in der jeweils geltenden Fassung, 

4. § 23 des Elektro- und Elektronikgerä­
tegesetzes in der jeweils geltenden 
Fassung und 

5. § 22 des Batteriegesetzes vom 25. Juui 
2009 (BGB!. 1 S. 1582), zuletzt geändert 
durcb Gesetz vom 24. Februar 2012 
(BGB!. 1 S. 212), In der jeweils gelten­
den Fassung 

iSt das Regierungspräsidium. Abweichend 
von Satz 1 ist zuständig für die Verfol­
gung und Ahndung von Ordnungswidrig­
keiten nach 

1. Abs, 1 Nr, 3 sowie nach § 69 Abs. 1 
Nr. 2, Abs. 2 Nr. 4, 5 und 7 des Kreis­
laufwirtschaftsgesetzes in der jeweils 
geltenden Fassung im Falle des § 20 
Abs. 1 Satz 1 der Gemeindevorstand 
oder der Magistrat, 

2. § 23 Abs. 1 Nr. 1 des Elektro- und 
Elektronikgerätegesetzes in der je­
weils geltenden Fassung das Regie­
rungspräsidium Darmstadt. 

Die Zuständigkeit kann im Einvernehmen 
mit der Ministerin oder dem Minister des 
Innern durch Rechtsverordnung abwei­
chend geregelt werden. 

§ 26 

Erlass von Rechtsverordnungen und 
Technischen Regeln 

(1) Rechtsverordnungen nach § 8 
Abs. 4, § 14 Abs, 1, § 24 Satz. 1 uud § 25 · 
Abs. 3 Satz 3 erlässt die für die Kreislauf­
und Abfallwirtschaft zuständige Ministe­
rin oder der hierfür zuständige Minister. 

(2) Das für die Kreislauf- uud Abfall­
wirtschaft zuständige Ministerium kann 
Technische Regeln durch öffentliche Be­
_kannbnachung im Staatsanzeiger für das 
Land Hessen einführen. Bei der Bekannt­
machung kann hinsichtlich_ des Inhalts 
auf die Fund- oder Bezugsstelle verwie­
sen wer~en. 
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§ 27 

Aufhebung bisherigen Rechts, 
Fortgeltung 

,(1) Es werden aufgehoben: 

1. das Hessische Ausführungsgesetz zum 
Kreislaufwirtschafts- und· Abfallgesetz 
in der Fassung vom 20. Juli 2004 
(GVBI. I S. 252)'), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13. Dezember 2012 
(GVBI. S. 622), 

2. die Kleinmengen-Verordnung vom 
6. Juli 1990 (GVBI. I S. 422)'), 

3. die 'Irägerbestimmungs-Verordnung 
vom 12. Juni 1997 (GVBI. I S. 196)'), 

4. die Andienungs- und Zuweisungsver­
ordnung vom 4. Dezember 1998 
(GVBI. I S. 554)'), 

5. die Abfallwirtschaftsplan-Verordnung 
vom 30. August 2010 (GVBI. I S. 322)'). 

(2) Abweichend von Abs, 1 gelten bis 
zum 30. Juni 2014 fort: 

1. die Regelungen zur Andienungspflicht 
an den Zentralen 'Iräger nach § 4 
Abs. 4 Satz 1 und nach den §§ 11 bis 
13 in Verbindung mit § 3 Ahs. 2, § 14 
Satz 1, § 24 Abs. 1 Satz 1 und 3, § 26 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, § 29 Abs, 1 Nr. 3, 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und § 30 Abs. 1 des 
Hessischen Ausführungsgesetzes zum 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz, 

2. § 3 der Kleinmengen-Verordnung .. 

§ 28 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. Abweichend von 
Satz 1 tritt § 27 Abs. 1 Nr. 3 bis 5 am 
1. Juli 2014 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt. 

Das.vorstehende Gesetz wird hiermit verküi1det. 

Wiesbaden, den 6. März 2013 

Der Hessische Ministerpräsident 

Bouffier 

') Hebt auf FFN 89-22 
'I Hebt auf FFN 89-10 
') Hebt auf PFN 89-23 
') Hebt auf FFN 89-24 
') Hebt auf FFN 89-35 

Die Hessische Ministerin 
für Umwelt,Energie, 
Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Puttrich 


